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►AKTUELL: BUNDESLÄNDER WOLLEN VERMÖGENSTEUER WIEDER EINFÜHREN 

Die Bundesländer Baden-Württemberg, Berlin, Bran-
denburg, Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sach-
sen-Anhalt und Schleswig-Holstein – dies sind alle 
Bundesländer mit einer Regierungsbeteiligung der 
SPD mit Ausnahme des Saarlandes und Thüringens 
– möchten die Vermögensteuer wieder einführen. 
Diskutiert wird über einen Steuersatz von 1 % und 
einen persönlichen Freibetrag von 2 Mio. € für Ledi-
ge und 4 Mio. € für Verheiratete. 
Nach dem diskutierten Konzept soll eine Überschrei-
tung der Freibeträge dazu führen, dass diese bis auf 
einen Sockelbetrag von 0,5 Mio. € abschmelzen. Ein 
Lediger mit einem Vermögen von z. B. 3 Mio. € 
würde schon nicht mehr nur auf 1 Mio. € besteuert, 
sondern auf 1,5 Mio. €. Juristische Personen würden 
ohne Freibetrag besteuert. Die Höhe der Freibeträge 

gilt noch als offen und stellt ggf. auch in Zukunft ein 
Einfallstor für Verschärfungen dar. 
Aus meiner Sicht ist eine Vermögensteuer bei Zinsen 
unterhalb der Inflationsrate ökonomischer Unsinn, 
da es zu einer Substanzbesteuerung kommen muss. 
Augenwischerei ist, dass suggeriert wird, nur weni-
ge wären betroffen. Die Bundesländer haben das 
DIW in Berlin mit einem Gutachten zu ihrem Plan 
beauftragt. Die Autoren erweisen sich als brave Auf-
tragsschreiber wenn man bedenkt, dass einer der 
Autoren 2009 aktiv auf die Drittbelastungswirkung 
hingewiesen hat, da eine Vermögensteuer z. B. die 
Wohnkosten wegen der Besteuerung von Vermietern 
(inkl. Wohnungsgenossenschaften) verteuert. Damit 
sind auch diejenigen betroffen, die selbst keine Ver-
mögenssteuer zahlen. Außerdem steht bei jeder 
Neiddiskussion eine Senkung der Freibeträge an. 

►FÄLLIGKEITSTERMINE STEUERN UND SOZIALVERSICHERUNG NOVEMBER UND DEZEMBER 2012 
 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag1 12.11.2012 10.12.2012 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag – 10.12.2012 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag – 10.12.2012 

Umsatzsteuer2 12.11.2012 10.12.2012 

Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung – – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 15.11.2012 13.12.2012 

Gewerbesteuer 15.11.2012 – 

Grundsteuer 15.11.2012 – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 19.11.2012 – 

Sozialversicherung5 28.11.2012 27.12.2012 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 01.01.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an An-
teilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende (bei Dau-

erfristverlängerung einen Monat später) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden 

Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. Bei Zahlung durch Scheck ist seit dem 
01.01.2007 zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Die Schonfristendet da-
mit entsprechend früher. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vor-
gezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitli-
cher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit an die jeweilige Einzugs-
stelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage 
vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf 
einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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►ARBEITGEBER / ARBEITNEHMER 

Einführung der elektronischen Lohnsteuerkarte 
Zum 01.01.2013 wird die Lohnsteuerkarte durch das 
elektronische Verfahren „ELStAM“ (Elektronische 
LohnSteuerAbzugsMerkmale) ersetzt. Ab diesem 
Zeitpunkt sind alle Arbeitgeber verpflichtet, das EL-
StAM-Verfahren zu nutzen und die ELStAM-Daten 
zum Datenabgleich abzurufen. Die Finanzverwal-
tung gewährt jedoch eine Kulanzfrist bis 31.12.2013. 
Während dieses Zeitraums kann jeder Arbeitgeber 
selbst entscheiden, wann er mit der Nutzung be-
ginnt. Auch besteht die Möglichkeit, die Arbeitneh-
mer im Einführungszeitraum stufenweise, also zu 
verschiedenen Zeitpunkten, in das ELStAM-Verfah-
ren zu überführen. Als spätester Umstiegszeitpunkt 
ist die Lohnabrechnung Dezember 2013 vorgesehen. 
Ein Abruf mit Wirkung ab 2014 ist verspätet. 
Solange Arbeitgeber im Einführungszeitraum das 
ELStAM-Verfahren nicht anwenden, sind für den 
Lohnsteuerabzug entweder die Lohnsteuerkarte 
2010 oder eine vom Finanzamt ausgestellte Ersatzbe-
scheinigung zugrunde zu legen. Nach dem ersten 
erfolgreichen Abruf der ELStAM hat der Arbeitge-
ber für die angemeldeten Arbeitnehmer das Verfah-
ren weiter anzuwenden, eine Rückkehr zur Lohn-
steuerkarte 2010 bzw. zur Ersatzbescheinigung ist 
grundsätzlich nicht mehr möglich. 
Ausnahme: Der Arbeitgeber kann mit Zustimmung 
des Arbeitnehmers auf eine sofortige Anwendung 
der im Einführungszeitraum erstmals abgerufenen 
ELStAM verzichten. Stattdessen kann er den Lohn-
steuerabzug für die Dauer von bis zu 6 Kalender-
monaten weiter nach den Merkmalen der Lohnsteu-
erkarte 2010/Ersatzbescheinigung durchführen. Der 
6-Monats-Zeitraum gilt auch dann, wenn dieser über 
das Ende des Einführungszeitraums (31.12.2013) 
hinausreicht. Gleiches gilt, wenn die erstmalige An-
wendung der im Einführungszeitraum erstmals ab-
gerufenen ELStAM zu einem vom bisherigen Ver-
fahren abweichenden Lohnsteuerabzug führt. 

Befristung des Urlaubsabgeltungsanspruchs 
Der Erholungsurlaub muss im laufenden Kalender-
jahr gewährt und genommen werden. Eine Übertra-
gung des Urlaubs auf das nächste Kalenderjahr ist 
nur statthaft, wenn dringende betriebliche oder in 
der Person des Arbeitnehmers liegende Gründe dies 
rechtfertigen. Im Fall der Übertragung muss der Ur-
laub in den ersten drei Monaten des folgenden Ka-
lenderjahres gewährt und genommen werden. Diese 
Befristung galt nach bisheriger Rechtsprechung 
grundsätzlich auch für den Anspruch auf Abgeltung 
des Urlaubs, weil der Abgeltungsanspruch als Ersatz 
(Surrogat) für den wegen der Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses nicht mehr realisierbaren Urlaubs-
anspruch verstanden wurde. Dieser Anspruch ist 

allerdings dann nicht wie der Urlaubsanspruch be-
fristet, wenn der Arbeitnehmer über den Übertra-
gungszeitraum hinaus arbeitsunfähig ist. 
Der gesetzliche Urlaubsabgeltungsanspruch unter-
fällt als reiner Geldanspruch unabhängig von der 
Arbeitsunfähigkeit oder Arbeitsfähigkeit des Arbeit-
nehmers nicht dem Fristenregime des Bundesur-
laubsgesetzes. Die Abgeltung ist daher nicht im lau-
fenden Urlaubsjahr geltend zu machen. Sachliche 
Gründe dafür, warum für einen arbeitsfähigen Ar-
beitnehmer nach Beendigung des Arbeitsverhältnis-
ses andere Regeln für den Verfall des Urlaubsabgel-
tungsanspruchs gelten sollen als für einen arbeitsun-
fähigen Arbeitnehmer, bestehen nicht.  
Das Bundesarbeitsgericht hält daher auch für den 
Fall, dass der Arbeitnehmer arbeitsfähig ist, an der 
Surrogatstheorie nicht mehr fest. 

Prüfungszeitraum für Betriebsrentenanpassung 
Arbeitgeber, die ihren Arbeitnehmern betriebliche 
Altersrenten gewähren, sind gesetzlich verpflichtet, 
alle drei Jahre zu prüfen, ob die laufenden Leistun-
gen wegen eines Kaufkraftverlusts angepasst wer-
den müssen. Dies dient dem Erhalt des wirtschaftli-
chen Werts der den Arbeitnehmern zugesagten Ver-
sorgungsleistungen. Dabei wird der Kaufkraftver-
lust ab dem Zeitpunkt des Rentenbeginns berechnet. 
Der so ermittelte Anpassungsbedarf wird allerdings 
noch durch die Nettolohnentwicklung der aktiven 
Arbeitnehmer begrenzt. Soweit die Entwicklung der 
Nettoverdienste der aktiven Arbeitnehmer hinter 
dem Kaufkraftverlust zurückbleibt, müssen sich 
auch die Betriebsrentner mit einer entsprechend ge-
ringeren Rentenerhöhung begnügen. Damit wird das 
Versorgungsniveau in demselben Umfang aufrecht 
erhalten wie das Einkommensniveau der Aktiven. 
Bei der Berechnung des Anpassungsbedarfs und 
dieser sog. reallohnbezogenen Obergrenze müssen 
die Arbeitgeber allerdings einheitlich verfahren, in-
dem sie gleiche Zeiträume zugrunde legen. Diese 
reichen vom individuellen Rentenbeginn bis zum 
aktuellen Anpassungsstichtag. Hiervon war der Ar-
beitgeber in dem vom Bundesarbeitsgericht ent-
schiedenen Fall abgewichen, denn er hatte seinen 
Berechnungen nicht den individuellen Rentenbeginn 
des Arbeitnehmers, sondern einen kürzeren Berech-
nungszeitraum zugrunde gelegt. Unter Verwendung 
des richtigen Prüfungszeitraums ergab sich, dass er 
dem Arbeitnehmer monatlich rund 100,00 € brutto 
mehr zu zahlen hatte. 

►UNTERNEHMER / BETEILIGUNGEN 

Rückstellungen wegen zukünftiger Außenprüfun-
gen bei Großbetrieben 
Unternehmen, die der Außenprüfung (Betriebsprü-
fung) unterliegen, werden in die Größenklassen 
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Großbetriebe, Mittelbetriebe, Kleinbetriebe und 
Kleinstbetriebe eingeordnet. Bei Großbetrieben soll 
der Prüfungszeitraum an den vorhergehenden Prü-
fungszeitraum anschließen (sog. Anschlussprüfung). 
Das Finanzgericht Baden-Württemberg hatte im Jahr 
2010 entschieden, dass bei Großbetrieben die Bil-
dung einer Rückstellung für die Kosten einer zu-
künftigen Betriebsprüfung zulässig ist. Zu erfassen 
sind die auf den Prüfer entfallenden Sachkosten und 
die Personal- und Sachkosten für die Ansprechpart-
ner des Prüfers während der Prüfung. Die überwie-
gende Wahrscheinlichkeit, dass eine Betriebsprüfung 
stattfindet, reicht zur Bildung der Rückstellung aus. 
Bei einem als Großbetrieb eingestuften Unternehmen 
besteht diese hinreichende Wahrscheinlichkeit. Eine 
absolute Sicherheit der Durchführung der Betriebs-
prüfung ist nicht erforderlich. Diese Entscheidung 
hat der Bundesfinanzhof bestätigt. 
Hinweis: Bei Klein- und Mittelbetrieben besteht kei-
ne überwiegende Wahrscheinlichkeit, dass für vo-
rangegangene Wirtschaftsjahre eine Außenprüfung 
erfolgt. Für diese Unternehmen ist die Außenprü-
fung erst dann wahrscheinlich, wenn eine Prüfungs-
anordnung vor dem Bilanzstichtag vorliegt. 

Jahresabschluss 2011 muss bis zum 31.12.2012 ver-
öffentlicht werden 
Für Geschäftsjahre, die nach dem 31.12.2010 begon-
nen hatten, endet am 31.12.2012 die Frist zur Veröf-
fentlichung des Jahresabschlusses z. B. einer GmbH 
oder einer GmbH & Co. KG. Bis zu diesem Stichtag 
müssen diese Unternehmen ihren Jahresabschluss 
2011 beim Bundesanzeiger einreichen. 
Kapitalgesellschaften müssen nach Inkrafttreten des 
Gesetzes über elektronische Handelsregister und 
Genossenschaftsregister sowie das Unternehmensre-
gister (EHUG) mit Ordnungsgeldern rechnen, wenn 
sie ihre Jahresabschlüsse nicht einreichen. 
Das Bundesamt für Justiz wird die Kapitalgesell-
schaften und auch die GmbH & Co. KGn von Amts 
wegen auffordern, den Jahresabschluss für nach dem 
31.12.2010 begonnene Geschäftsjahre innerhalb von 
sechs Wochen einzureichen und ein Ordnungsgeld 
androhen. Mit der Anforderung ist gleichzeitig eine 
Mahngebühr fällig, die auch nach verspäteter Einrei-
chung nicht erlassen bzw. angerechnet wird. Das 
Ordnungsgeld beträgt bei erstmaligem Nichtnach-
kommen der Veröffentlichung mindestens 2.500 €. 
Wenn nicht veröffentlicht wird, kann es mehrfach 
festgesetzt werden und bis zu 25.000 € betragen. 

Geschenke an Geschäftsfreunde 
Zum Jahresende ist es üblich, Geschenke an Ge-
schäftsfreunde zu verteilen. Deshalb sind für den 
Abzug dieser Aufwendungen als Betriebsausgaben 
die nachfolgenden Punkte von großer Bedeutung: 

· Geschenke an Geschäftsfreunde sind nur bis zu 
einem Wert von 35 € netto ohne Umsatzsteuer 
pro Jahr und pro Empfänger abzugsfähig. 

· Nichtabziehbare Vorsteuer (z. B. bei Versiche-
rungsvertretern, Ärzten) ist in die Ermittlung der 
Wertgrenze mit einzubeziehen. In diesen Fällen 
darf der Bruttobetrag (inklusive Umsatzsteuer) 
nicht mehr als 35 € betragen. 

· Es muss eine ordnungsgemäße Rechnung vor-
handen sein, auf der der Name des Empfängers 
vermerkt ist. Bei Rechnungen mit vielen Positio-
nen sollte eine gesonderte Geschenkeliste mit den 
Namen der Empfänger sowie der Art und der 
Betragshöhe des Geschenks gefertigt werden. 

· Schließlich müssen diese Aufwendungen auf ein 
besonderes Konto der Buchführung, getrennt von 
allen anderen Kosten, gebucht werden. 

Überschreitet die Wertgrenze sämtlicher Geschenke 
pro Person und Wirtschaftsjahr den Betrag von 35 € 
oder werden die formellen Voraussetzungen nicht 
beachtet, sind die Geschenke an diese Personen nicht 
abzugsfähig. Außerdem unterliegt der nichtabzugs-
fähige Nettobetrag dann der Umsatzsteuer. Kranz-
spenden und Zugaben sind keine Geschenke. 
Hinweis: Unternehmer haben bei betrieblich veran-
lassten Sachzuwendungen und Geschenken die 
Möglichkeit, eine Pauschalsteuer von 30 % zu leis-
ten. Um bei hohen Sachzuwendungen eine Besteue-
rung mit dem individuellen Steuersatz des Empfän-
gers zu gewährleisten, ist die Pauschalierung ausge-
schlossen, soweit die Aufwendungen je Empfänger 
und Wirtschaftsjahr 10.000 € übersteigen. Die Zu-
wendungen sind weiterhin aufzuzeichnen, auch um 
diese Grenze prüfen zu können. 
Als Folge der Pauschalversteuerung durch den Zu-
wendenden muss der Empfänger die Zuwendung 
nicht versteuern. In einem Ländererlass hat die Fi-
nanzverwaltung zur Anwendung dieser Regelung 
Stellung genommen. Danach ist u. a. zu beachten: 
· Grundsätzlich ist das Wahlrecht zur Anwendung 

der Pauschalierung der Einkommensteuer für alle 
innerhalb eines Wirtschaftsjahres gewährten Zu-
wendungen einheitlich auszuüben. Es ist jedoch 
zulässig, die Pauschalierung jeweils gesondert für 
Zuwendungen an Dritte (z. B. Geschäftsfreunde) 
und an eigene Arbeitnehmer anzuwenden. 

· Streuwerbeartikel bis 10 € müssen nicht in die 
Pauschalierung einbezogen werden. 

· Bei der Prüfung, ob Aufwendungen für Geschen-
ke an einen Nichtarbeitnehmer die Freigrenze 
von 35 € pro Wirtschaftsjahr übersteigen, ist die 
übernommene Steuer nicht mit einzubeziehen. 
Die Abziehbarkeit der Pauschalsteuer als Be-
triebsausgabe richtet sich danach, ob die Auf-
wendungen für die Zuwendung abziehbar sind. 
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· Der Unternehmer muss den Empfänger informie-
ren, dass er die Pauschalierung anwendet. 

Wegen der Kompliziertheit der Vorschrift sollte in 
Einzelfällen der Steuerberater gefragt werden. 

Gewinnausschüttungen von steuerbefreiter Kapi-
talgesellschaft an beteiligte Kapitalgesellschaft 
unterliegen der Gewerbesteuer 
Gewinnausschüttungen, die eine Kapitalgesellschaft 
von einer anderen Kapitalgesellschaft erhält, sind zu 
95 % körperschaftsteuer- und gewerbesteuerfrei. Ist 
die ausschüttende Kapitalgesellschaft aber nach den 
Vorschriften des Gewerbesteuergesetzes steuerbe-
freit, sind die Ausschüttungen bei der Gewerbesteu-
erfestsetzung dem Einkommen hinzuzurechnen. Das 
sog. Schachtelprivileg, wonach Gewinnausschüttun-
gen von Kapitalgesellschaften, an der eine Beteili-
gung von mindestens 15 % besteht, nicht der Ge-
werbesteuer unterliegen, gilt nur für Ausschüttun-
gen von nicht steuerbefreiten Kapitalgesellschaften. 

►ERBSCHAFTSTEUER 

Steuerschulden des Erblassers für das Todesjahr 
sind Nachlassverbindlichkeiten 
Die auf den Erben entsprechend seiner Erbquote 
entfallenden Abschlusszahlungen für die vom Erb-
lasser herrührende Einkommensteuer (inkl. Kirchen-
steuer und Solidaritätszuschlag) des Todesjahres 
sind als Nachlassverbindlichkeiten abzugsfähig. 
Bei einer Zusammenveranlagung von im selben Jahr 
verstorbenen Ehegatten sind Abschlusszahlungen 
für das Todesjahr aufzuteilen und als Nachlassver-
bindlichkeiten beim jeweiligen Erbe abzugsfähig. 
Verwirklicht der Erbe selbst einkommensteuerrele-
vante Tatbestände, z. B. beim Zufluss nachträglicher 
Einnahmen aus einer ehemaligen Tätigkeit des Erb-
lassers, sind die darauf entfallenden Einkommen-
steuerzahlungen keine Nachlassverbindlichkeiten. 

Mittelbare Schenkung des Erlöses aus dem Ver-
kauf übertragener Gesellschaftsanteile 
Für die Annahme einer Schenkung ist es nicht erfor-
derlich, dass „Entreicherungsgegenstand“ und „Be-
reicherungsgegenstand“ identisch sind. Dies kommt 
bei einer mittelbaren Grundstücksschenkung vor, bei 
der der Schenker Geld mit der Auflage verschenkt, 
dass der Beschenkte mit dem Geld ein bestimmtes 
Grundstück erwerben muss. Schenkungsgegenstand 
ist dann das Grundstück. Eine mittelbare Schenkung 
kommt aber auch bei der Übertragung von Gesell-
schaftsanteilen in Betracht. Werden Gesellschaftsan-
teile geschenkt, deren Verkauf bereits geplant und 
mit dem Erwerber weitgehend ausgehandelt ist, sind 
nicht die Anteile, sondern der Erlös aus dem Ver-
kauf Gegenstand der Schenkung. Voraussetzung ist 
allerdings, dass der Beschenkte gegenüber dem 

Schenker nicht berechtigt ist, über die übertragenen 
Anteile frei zu verfügen. 

►GRUNDSTÜCKSEIGENTÜMER / VERMIETER / MIETER 

Mietermodernisierungen verbessern Wohnwert 
einer Wohnung 
Der Bundesgerichtshof hat entschieden, dass vom 
Mieter rechtmäßig durchgeführte Modernisierungen 
bei der Frage, ob eine später vom Vermieter durch-
geführte Baumaßnahme eine Wohnwertverbesse-
rung darstellt, berücksichtigt werden müssen. 
In dem vom Gericht entschiedenen Fall wurde die 
Wohnung ursprünglich mit Kohleöfen beheizt. Der 
Rechtsvorgänger des aktuellen Vermieters erlaubte 
dem damaligen Mieter, die Ofenheizung auf eigene 
Kosten durch eine Gasetagenheizung zu ersetzen. 
Bei der späteren Neuvermietung zahlte der neue 
Mieter an seinen Vorgänger eine Ablösesumme für 
die Heizung. Der aktuelle Vermieter forderte später 
den Mieter auf, den Anschluss der Wohnung an die 
nun vorhandene Gaszentralheizung zu dulden. Er 
begründete dies mit einer Energieeinsparung und 
einer Wohnwertverbesserung gegenüber dem ur-
sprünglichen Zustand der Wohnung. Zudem kün-
digte er eine Mieterhöhung an. Der Mieter stimmte 
der Modernisierung nicht zu. 
In seiner Entscheidung stellt das Gericht darauf ab, 
dass es bei der Beurteilung der Modernisierung auf 
den gegenwärtigen und nicht auf den vom Vermie-
ter ursprünglich zur Verfügung gestellten Zustand 
der Wohnung ankommt. Lediglich vom Mieter ver-
tragswidrig vorgenommene bauliche Veränderun-
gen blieben unberücksichtigt. Ein Vermieter verhiel-
te sich nämlich widersprüchlich, wenn er einerseits 
dem Mieter erlaube, auf eigene Kosten eine Moder-
nisierung durchzuführen, aber andererseits diese 
rechtmäßigen Maßnahmen bei einer späteren Mo-
dernisierung unberücksichtigt lassen will. Vermieter 
sollten vor jeder Zustimmung zur Mietmodernisie-
rung durch ihre Mieter bedenken, welche Investitio-
nen sie selbst künftig tätigen wollen. 

Nachträgliche Schuldzinsen bei den Einkünften 
aus Vermietung und Verpachtung 
Der Bundesfinanzhof hält an seiner bisherigen 
Rechtsprechung zur beschränkten Abziehbarkeit von 
Schuldzinsen bei den Einkünften aus Vermietung 
und Verpachtung nicht mehr fest. 
Schuldzinsen für Darlehen, die ursprünglich zur Fi-
nanzierung von Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten einer zur Vermietung bestimmten Immobilie 
aufgenommen wurden, können auch nach Veräuße-
rung der Immobilie als nachträgliche Schuldzinsen 
abgezogen werden. Voraussetzung ist, dass der Ver-
äußerungserlös nicht ausreicht, um die Darlehens-
verbindlichkeiten zu tilgen. 


